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ein paar Meter nach der Schweizer Grenze 
verkauft er die Privatsphäre, die kantona-
le Steuerhoheit und die Neutralität. Nein, 
falsch, er verkauft unsere Werte nicht ein-
mal, er verschenkt sie. 

Inmitten all der aktuellen Krisen steht eines 
fest. Die Expertokratie, auf welche sich Bun-
desrat und Parlament gerne und gezielt ab-
stützen, hat ausgedient. Auf das Geschnat-
ter und Gegacker der Wirtschafts- und 
Politexperten, welche über Jahre keine 
Anzeichen von wirtschaftlichen, techni-
schen und politischen Risiken gesehen 
haben und uns heute alles erklären wol-
len, können wir de� nitiv verzichten. Wir 
müssen das Heft selbst in die Hand nehmen. 
Die verhängnisvolle Rolle der vom Staat 
bezahlten Experten ist durch die jüngsten, 
weltweiten Ereignisse mehr als entlarvt. 
Denn sie haben nur eines verstanden: die 
Wünsche von Bundesrat und Parlament 
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dungen, Protestbewegungen in Nordafrika, 
Erdbeben und Verwüstungen durch den 
Tsunami in Japan, Proteste gegen Atom-
kraftwerke, Krieg in Libyen, Neutralitätsver-
letzungen… Wachet auf, der hart erarbei-
tete Wohlstand steht auf dem Spiel! Und 
der Bundesrat steht nicht gerade im Ruf, 
die Entwicklungen der letzten Jahre mit 
Voraussicht und Improvisationsgabe meis-
tern zu können. Im Gegenteil: Zu Hause, an 
1.-August-Feiern, bejubelt er die direkte De-
mokratie und den Föderalismus, und kaum 
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Gegenteil, handelsbilanzseitig haben sie das 
Bruttoinlandsprodukt negativ beein� usst. 

2. «Schon heute gehen über 60 Prozent der 
aus der Schweiz exportierten Güter in die EU.» 
(Volksabstimmung vom 25.9.2005, Seite 10)
Diese Aussage weckt den Anschein, mit der 
Ausdehnung der Personenfreizügigkeit auf 
die zehn neuen EU-Staaten würde der pro-
zentuale Anteil steigen. Faktum ist, dass der 
Exportanteil von 62.8 % (2005, EU 27) auf 
heute 58.6 % (2010, EU 27) sank. 

3. «Erfahrungen in der EU belegen, dass die Frei-
zügigkeit nicht zu massiven Wanderungsbe-
wegungen führt. Eine starke Zuwanderung 
aus den neuen EU-Staaten in unser Land 
ist nicht zu erwarten.» (Volksabstimmung 
vom 25.9.2005, Seite 11). «Die Zuwanderung 
hat sich wie erwartet nach den Bedürfnissen 
der Wirtschaft gerichtet.» Die Arbeitslosigkeit 
ist in den letzten Jahren konjunkturbedingt 
zurückgegangen.» (Volksabstimmung vom 
8.2.2009, Seite 8)
Tatsache ist, dass seit 1. Juni 2007, also seit 
der vollen Personenfreizügigkeit mit den 
alten EU-Staaten, jährlich durchschnitt-
lich 30 000 bis 35 000 Personen mehr in 
die Schweiz (netto) gekommen sind als 
in den Jahren zuvor (das ist zum Beispiel 
eine Stadt wie Scha� hausen, Rapperswil, 
Fribourg, Chur, Neuchâtel, Sion oder Luga-
no). 69.5 % der in der gleichen Zeitspanne 
neu gescha� enen Vollzeitstellen gingen an 

1. «Die Schweiz blickt auf sechs Jahre Erfahrun-
gen mit der Personenfreizügigkeit zurück. Das 
Abkommen hat sich als wesentliche Stütze 
für das Wirtschaftswachstum erwiesen.» 
(Volksabstimmung vom 8.2.2009, Seite 8)
Fast in jedem Referat und Artikel wird be-
hauptet: «Jeden zweiten Franken verdient 
die Schweiz im Ausland» bzw. «Jeden drit-
ten Franken verdienen wir in unseren Bezie-
hungen zur EU und jeder dritte Arbeitsplatz 
hängt von diesen Beziehungen ab» (Volks-
abstimmung vom 8. Februar 2009, Seite 9). 

Diese Sätze beziehen sich auf den Anteil 
des Bruttoinlandsproduktes (BIP), den die 
Schweiz im Ausland erwirtschaftet. Dazu 
zählen die Güterexporte, die Dienstleis-
tungsexporte und die Arbeits- und Kapital-
einkommen aus dem Ausland. Verschwie-
gen werden dabei sämtliche Vorleistungen 
aus dem Ausland, welche im Export, nicht 
aber im Bruttoinlandsprodukt enthalten 
sind. Was heisst das nun konkret am Beispiel 
der Handelsbilanz mit den EU-Staaten? Die 
Handelsbilanz der Schweiz mit den 27 EU-
Staaten hat sich in den knapp 9 Jahren, seit 
die Bilateralen I in Kraft sind, um jährlich 
5,562 Milliarden Franken verschlechtert. 
(In den Jahren 1993 bis 2001 betrug das 
durchschnittliche jährliche Handelsbilanz-
de� zit mit der EU (27) 16,776 Milliarden 
Franken. In den Jahren 2002 bis 2010 wuchs 
dieses jährliche De� zit auf 22,338 Milliarden 
Franken.) Die Bilateralen I trugen also rein 
gar nichts zum Wirtschaftswachstum bei. Im 

fachtechnisch zu begründen, Belangloses 
als unverzichtbar zu verkaufen und Falsches 
als korrekt darzustellen.

Am 19. Juni 2011 wird die AUNS 25 Jahre alt. 
Schon von Beginn weg stellte der Vorstand 
fest, dass sich die Schweiz immer mehr der 
Politik anderer Staaten anschliesst und sich 
anderen Staaten unterwür� g anbiedert. 
Der damalige Bundesrat Aubert sprach 
bei seinem Indien Besuch sogar unheilvoll 
davon, dass die Schweizer Neutralität der 
Blockfreiheit Indiens entspreche. Wenn wir 
Aubert mit Calmy-Rey ersetzen, be� nden 
wir uns inmitten der Gegenwart. Noch und 
noch verstösst die o�  zielle Aussenpolitik 
gegen die Neutralität und gegen unsere 
Eigenständigkeit.
Fast gleichzeitig mit unserem Jubiläum 
stehen ab dem kommenden 1. Mai den 
Staatsangehörigen aus 25 EU-Staaten un-
sere Türen und Tore o� en. Sie alle kommen 
in den Genuss der vollständigen Personen-
freizügigkeit. Zeit also, den Versprechungen 
und Behauptungen im Vorfeld der Abstim-
mungen über die Bilateralen I und II etwas 
tiefer nachzugehen.

I. Die Fehleinschätzungen der 
Wirtschafts- und Politexperten
In den Erläuterungen zu den Volksabstim-
mungen über die Bilateralen I und II sowie 
über die Weiterführung der Personenfreizü-
gigkeit und Ausdehnung des Abkommens 
auf Bulgarien und Rumänien behauptet der 
Bundesrat:
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chenen Wirtschaftlichkeit. Aufhorchen lässt 
folgende Aussage: «Vor allem das Ausland 
wird von den schnelleren und günsti-
geren Nord-Süd-Verbindungen pro� tie-
ren. Der Nutzen für die Nachbarländer 
ist ungefähr dreimal so hoch wie deren 
Kosten.» (mai/sda)

Auch wenn die negativen Auswirkungen 
der Personenfreizügigkeit auf die Woh-
nungsmieten, die Infrastrukturkosten, die 
Landschaft, die Invalidenversicherung und 
vieles mehr noch nicht konkret berechnet 
sind, so belasten die Bilateralen I und II 
unsere Volkswirtschaft heute mit min-
destens 8 Milliarden Franken und in ei-
nigen Jahren mit jährlich mindestens 15 
Milliarden Franken. 

II. Schengen und das Tina-Prinzip
Zum Ärger des französischen Staatsprä-
sidenten hatte die Berlusconi-Regierung 
ohne Absprache beschlossen, Tausende 
Boots� üchtlinge aus Tunesien mit Sonder-
visa auszustatten, die ihnen die Weiterrei-
se in andere EU-Länder ermöglichten. Die 
französischsprachigen Tunesier reisten wie 
erwartet in Richtung Frankreich, zum Ärger 

In der 322-seitigen Botschaft des Bundes-
rates zu den Bilateralen I ist auf Seite 6254 
nachzulesen: «Auf Grund der geschilderten 
Ausgangslage bestand das schweizerische 
Verhandlungsziel im Luftverkehr gewis-
sermassen in der Ausdehnung des eu-
ropäischen Himmels über die Schweiz.» 
Vielleicht hätte es heissen müssen: «…des 
deutschen Himmels…» Dann wäre der 
Bundesrat richtig gelegen. Denn die Swiss 
steht nun unter deutscher Flagge.

Und bezüglich Eisenbahnverkehr ist nachzu-
lesen: «Dabei handelt es sich für die Schweiz 
um den Bau der beiden Basistunnel durch 
den Gotthard und den Lötschberg. Die Ge-
meinschaft wird ihrerseits die Kapazitäten 
der nördlichen und südlichen Zulaufstre-
cken zur NEAT verbessern.» Die NEAT ist bald 
gebaut, aber die nördlichen und südlichen 
Zulaufstrecken der EU sind noch nicht in 
Sicht. Und das Bundesamt für Verkehr hat 
am 26. April 2011 die Wirtschaftlichkeit der 
NEAT aufgezeigt. Dass die Neat ihre Baukos-
ten – nach heutigen Erkenntnissen sind es 
23,8 Milliarden Franken – nicht decken kann, 
ist zwar seit Jahren erwiesen. Aber dennoch 
spricht das Bundesamt von einer ausgegli-

Kurzaufenthaltsbewilligungen für gut 
quali� zierte Arbeitskräfte aus Ländern 
ausserhalb der EU/EFTA freigegeben. Of-
fensichtlich konnten die Spezialisten inner-
halb der EU nicht rekrutiert werden. Und 
besonders laut klagen bereits auch Spitäler 
und P� egeheime: In wenigen Jahren würde 
ein Mangel an P� egefachkräften vorhanden 
sein und man brauche dringend weitere 
Zuwanderung aus Nicht-EU-Ländern.

6. «Die Zuwanderung erfolgt kontrolliert und 
nach den Bedürfnissen der Wirtschaft. Es sind 
keine Verdrängungse� ekte festzustellen. Im 
Gegenteil: Unsere Sozialwerke – allen vo-
ran die AHV – pro� tieren vom höheren 
Beitragsaufkommen der Zuwanderer 
(Rudolf Stämp� i, Präsident des Schweizeri-
schen Arbeitgeberverbandes, Medienmappe, 
16.6.2008)
Um seine AHV selbst zu verdienen, muss ein 
Zuwanderer rund 40 Jahre in der Schweiz 
arbeiten (Annahmen: Zinssatz 2 %, durch-
schnittliches Jahreseinkommen von aktuell 
68 600 Franken, durchschnittliche monatli-
che AHV-Rente von aktuell 1970 Franken). 
Arbeiten die Zuwanderer im Durch-
schnitt allerdings nur 30 Jahre in der 
Schweiz, so entsteht bei der AHV eines 
Tages (wenn die Einwanderer tatsäch-
lich AHV beziehen) ein jährliches De� zit 
von mindestens 7 Milliarden Franken 
(Annahme: 1 Million ausländische AHV-
Berechtigte). 

die neuen Zuwanderer, was unter ande-
rem zu einer gleichzeitigen Zunahme der 
Arbeitslosigkeit um über 50 % führte. Auf 
der Basis der Rechnungsjahre 2005 bis 2010 
der Arbeitslosenversicherung kostet diese 
Zunahme der Sockelarbeitslosigkeit die 
Schweizer Volkswirtschaft jährlich knapp 
2,4 Milliarden Franken. 

4. «Das Freizügigkeitsabkommen mit der EU 
ist für die Schweizer Wirtschaft von grosser Be-
deutung und hat wesentlich zum wirtschaft-
lichen Wachstum beigetragen. Dadurch wer-
den bestehende Arbeitsplätze gesichert und 
neue gescha� en». (Medienmitteilung EJPD 
vom 23.1.2008)
Zwischen 2002 und 2010 wurden 256 000 
neue Vollzeitarbeitsstellen gescha� en. Über 
46 %, also rund 119 000, in den Bereichen 
ö� entliche Verwaltungen, Erziehung, 
Bildung und Gesundheit. Wird dadurch 
unsere Wirtschaft gestärkt? Werden dadurch 
unsere Wirtschaftsbeziehungen gestärkt?

5. «Mit der Personenfreizügigkeit können die 
nötigen ausländischen Fachkräfte und Spezia-
listen einfacher rekrutiert werden. In den letzten 
Jahren sind, den Bedürfnissen der Wirtschaft 
entsprechend, in erster Linie gut quali� zier-
te Personen aus der EU zugewandert.» 
(Volksabstimmung vom 8.2.2009, Seite 12) 
Der Bundesrat hat im April 2010 – also gut 
ein Jahr nach der Volksabstimmung – zu-
sätzlich 1000 Aufenthalts- und 4500 
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Wesentlichen geht es um den grenzenlosen 
und unkontrollierten Personenverkehr, um 
den automatischen Informationsaustausch 
und um die automatischen Anpassungen 
nationaler Gesetze an das Schengen-Recht.

Schengen steht heute für ein «Europa ohne 
Grenzen». Damit wurde aus dem «Raum 
der Freiheit, der Sicherheit und des Rechts» 
eine freie Fahrt für alle, auch für Kriminelle, 
Wa� enschieber, organisierte Verbrecher, 
Illegale, Schlepper und Asylmissbraucher. 
Und was den automatischen Informations-
austausch betri� t, prophezeite der damalige 
Bundesrat Deiss in der NZZ vom 1. Dezem-
ber 2004: 
«Das Bankgeheimnis ist im Schengen-Ab-
kommen vertraglich abgesichert, und zwar 
zeitlich unbefristet.» Und in der Weltwoche 
vom 26. Mai 2005 doppelte er nach, «dass 
wir im Kern das Bankgeheimnis völkerrecht-
lich verankert haben. Das ist ja gerade das 
Fantastische.»

In Tat und Wahrheit ist gar nichts fantas-
tisch. Schengen war, ist und bleibt eine Be-
vormundung von der Wiege bis zur Bahre.  
Denn im Bereich Grenzkontrolle, Einreise 
und Visumspolitik haben wir unsere natio-
nale Souveränität ganz aufgegeben. 

Keine Alternative? Das wäre eine Kapitulati-
onserklärung, eine Beleidigung der mensch-
lichen Vernunft. Wir lassen uns doch kein 
Denkverbot auferlegen. Die Schweiz muss 
ihre Grenzen wieder autonom kontrollieren 

Diese zwei Beispiele aus jüngster Zeit zei-
gen, wie sich die Schengen-Staaten dem 
EU-Diktat unterworfen haben. Im Februar 
2005 wurde alt Bundesrat Deiss im St. Galler 
Tagblatt gefragt:
«Mit dem Beitritt zu Schengen/Dublin 
verp� ichtet sich die Schweiz, EU-Recht zu 
übernehmen. Ist das ein Souveränitätsver-
lust oder nicht?»
Herr Deiss gab zur Antwort: «Nein. Wir 
treten gar nicht bei, wir assoziieren. Wir 
werden also nicht gezwungen, Änderungen 
des Schengener-Systems zu übernehmen. 
Dennoch erhalten wir an den gemischten 
Ausschüssen eine Mitsprache. Als Nicht-
mitglied werden wir zwar nicht abstimmen 
dürfen. Aber die Erfahrung zeigt, dass die 
Entscheide in gegenseitigem Einverneh-
men gefällt werden. Und falls uns etwas zu 
weit ginge, könnten wir immer noch aus der 
Kooperation aussteigen.»
So hat sich Herr alt Bundesrat Deiss in allen 
Belangen getäuscht. Er kannte o� ensicht-
lich das Tina-Prinzip nicht: Kein gegenseiti-
ges Einvernehmen, keine Alternative.

Wer immer heute bei Schengen nach 
wirtschaftlichen Vorteilen sucht, wird bei 
genauem Hinsehen erkennen, dass dieses 
Dossier mit der Wirtschaftsentwicklung un-
seres Landes nichts zu tun hat. Denn im 

von Herrn Sarkozy. Nun wollten Frankreich 
und Italien das Schengen-Abkommen aus-
ser Kraft setzen und unterbreiteten entspre-
chende Vorschläge.

Die EU-Kommission reagierte umgehend: 
«Das ist keine Option. Die Schengen-Regeln 
sind Teil der europäischen Verträge und 
diese kann man nicht ruhen lassen – sonst 
muss man die EU verlassen.» Es gilt in der 
EU das sogenannte «Tina»-Prinzip: There is 
no alternative, es gibt keine Alternative. Dass 
die Herren Sarkozy und Berlusconi das noch 
nicht wissen. Wer in der EU ist, ist und bleibt 
in der EU – keine Alternative.

Auch der Bundesrat musste das erfahren. Als 
er im Libyen-Streit dem Schweizer Volk den 
Vorteil von Schengen aufzeigen wollte, ver-
hängte er für über 180 hohe libysche Reprä-
sentanten ein Einreiseverbot in die Schweiz 
und damit in den grenzfreien Schengen-
raum. Aber die EU bekniete Muammar al- 
Gadda�  und hob das Einreiseverbot wieder 
auf. In den Abstimmungsunterlagen zum 
Schengener Abkommen hatte der Bundes-
rat die Möglichkeit, ein Visumsgesuch mit 
einem Veto blockieren zu können, noch 
als grossen Vorteil von Schengen hochge-
jubelt. Aber eben – Hochmut, falsche Be-
hauptungen vor Volksabstimmungen und 
Selbstüberschätzung haben ihren Preis. Zu 
Schengen und EU gibt es keine Alternative 
– Tina lässt grüssen. Dass nun Frankreich 
Libyen bombardiert, ist dann o� ensichtlich 
wieder ein anderes Prinzip.

und ihre Visapolitik eigenständig bestim-
men.

Der deutsche Schriftsteller Hellmut Walters 
sagte einmal: «In der Demokratie geht die 
Macht vom Volk aus, doch häu� g kehrt sie 
nicht mehr zu ihm zurück.» Mit unserer In-
itiative «Staatsverträge vors Volk» holen 
wir diese Macht wieder zurück. Im Früh-
jahr 2012 wird die Abstimmung statt� nden. 
Wir müssen all unsere Kräfte bündeln und 
den Abstimmungskampf gewinnen. Denn 
Bundesrat und Parlament werden unsere 
Initiative bekämpfen, unter anderem mit 
dem Argument: «Würden jährlich drei 
Urnengänge zu Staatsverträgen statt-
� nden, könnte zudem auch die Qualität 
der ö� entlichen Auseinandersetzung 
mit den meistens komplexen Vertrags-
themen und -regelungen leiden.» Für 
Bundesrat und Parlament sind die Bürge-
rinnen und Bürger o� ensichtlich nicht in der 
Lage, über internationale Staatsverträge zu 
debattieren. Braucht es dazu zuerst wieder 
Experten, welche jeweils nichts sehen und 
hören und das von Bundesrat und Parla-
ment Gewünschte unkritisch als das Wahre 
und Gute verkaufen?

Nein, in unserer Demokratie herrscht das 
Menschenbild vor, dass jeder Mensch die 
Fähigkeit hat, selbst auch schwierige Zu-
sammenhänge zu erkennen und beurtei-
len zu können.

Tina:  «There There T is no alternative» 
 es gibt keine Alternative.
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das oberste Prinzip. Fehler am EU-Gebäude 
werden eingestanden, aber es gibt nach 
o�  zieller Sprachregelung keine Alternative. 
Im Gegenteil: Die Euro-Krise verleitete die 
Regierungen zum Ausspruch: Man müs-
se jetzt die wirtschaftliche und politi-
sche Integration noch mehr vertiefen. 
Welch wolkige Utopie! Im Klartext heisst 
das, noch mehr Schulden, noch mehr Re-
gelungen, noch mehr Sonderabkommen 
über die bereits bestehenden Abkommen 
und noch mehr Ausnahmen vom Stabilitäts- 
und Wachstumspakt. Und das Groteske an 
der Geschichte ist, dass die EU nicht davor 
zurückschreckt, bei Spannungen unter den 
einzelnen Staaten die eigenen Regeln und 
Verträge zu brechen. Einst sagte ein kluger 
Mann: Irrtümer werden erst zu Fehlern, 
wenn man sich weigert, sie zu korrigie-
ren.

Seit ein paar Monaten werden auch in der 
Schweiz  Mängel bei der Personenfreizü-
gigkeit und bei Schengen/Dublin einge-
standen – dem Wahljahr sei gedankt! Aber 
trotzdem, das EU-Beitrittsgesuch soll nicht 
zurückgezogen werden. Es gibt keine Al-
ternative!

Woher denn die Alternativen, wenn in Eu-
ropa und zunehmend auch in der Schweiz 
alles harmonisiert und gleich ist, wenn ein 
pensée unique vorherrscht, wenn das Heil 
in der politischen Zentralisierung gesucht 
wird? 

werden zerstört. Bereits wird zugegeben, 
dass Bodentruppen im Einsatz sind. Und 
Frau Bundesrätin Calmy-Rey sagt lapidar: 
«Ich würde das nicht als Krieg bezeichnen.» 
Was ist es denn? Etwa eine humanitäre 
Wa� enschau?

Und dann erlaubt der Bundesrat die Durch-
fahrt von britischen Militärfahrzeugen und 
den Über� ug ausländischer Kamp�  ugzeu-
ge. Es ist also höchste Zeit, die Neutrali-
tät in der Bundesverfassung inhaltlich 
zu verankern. Dies ist umso dringender, 
weil behauptet wird, eine EU-Mitgliedschaft 
sei mit der Neutralität vereinbar. Wer eine 
gemeinsame Sicherheits-, Verteidigungs-, 
Handels- und Visapolitik übernehmen muss, 
wird von Dritten nicht mehr als Neutraler 
identi� ziert.

Die Schweiz hat eine andere Rolle zu über-
nehmen. Sie hat sich der humanitären 
Hilfe – ohne Kriegseinsatz – und einer 
aktiven Friedensdiplomatie auf der 
Grundlage einer gelebten Neutralität 
zu verp� ichten. Deshalb ist der EU-Beitritt 
kompromisslos abzulehnen und die Neut-
ralitätserklärung gegenüber der UNO muss 
neu und präzis erfolgen.

IV. Zentralismusglaube ade
Weltweit werden Schulden mit Schulden er-
setzt. Diktaturen folgen Diktaturen. Kritik am 
Eurozentrismus und an der Bevormundung 
in allen Lebensbereichen wird als antieuro-
päisch denunziert. «Keine Alternative» ist 

III. Neutralität in die 
Bundesverfassung
Ähnlich wie bei der Politik des schleichen-
den EU-Beitritts wird der Neutralität 
schleichend ihre Substanz entzogen. 
Der Bundesrat reduziert die Neutralität auf 
die Erfüllung der völkerrechtlichen P� ichten 
eines neutralen Staates (u. a. keinen Krieg 
führen). Aus diesem Grund vertritt das Eid-
genössische Aussendepartement EDA die 
Ansicht: «Die Neutralität ist grundsätzlich 
weder ein Hindernis zur Teilnahme an wirt-
schaftlichen Sanktionen noch zur Mitglied-
schaft in internationalen Organisationen 
wie den Vereinten Nationen (UNO) oder der 
Europäischen Union (EU). Sogar ein militä-
rischer Einsatz bei Friedensoperationen, 
der durch die UNO oder die Kon� iktpar-
teien autorisiert wurde, ist mit der Neu-
tralität vereinbar.» (Quelle: eda.admin.ch).

Der UNO-Sicherheitsrat hat die «Völker-
gemeinschaft» ermächtigt, alle nötigen 
Massnahmen zu ergreifen, um Zivilisten in 
Libyen, die von Gadda�  angegri� en wer-
den, zu schützen. Die UNO-Resolution Nr. 
1973 sagt, jedes militärische Eingreifen 
müsse dem Schutz von Zivilisten dienen. 
In der Zwischenzeit lässt auch das «neutra-
le» Schweden seine Kamp�  ugzeuge mit-
� iegen. Derweil erklärte Frau Bundesrätin 
Calmy-Rey: «Ich würde das nicht als Krieg 
bezeichnen.» Da tobt ein Bürgerkrieg, dank 
UNO-Bomben rücken Rebellen gegen Gad-
da�  vor. Es werden Zivilisten getötet, Re-
gierungseinrichtungen und Infrastrukturen 
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•  gemeinsamer Wille, eigenständig und un-
abhängig zu bestimmen

 «Wer zur Quelle will, muss gegen den Strom 
schwimmen» (Konfuzius). Angesagt ist der 
Rückzug aus den Bilateralen I und II und 
die Stärkung der Neutralität. Der Rückzug 
ist zwar die schwierigste Operation und ein 
teurer Umweg, aber immer noch besser als 
die sture Fortführung eines Irrweges, der in 
der Geschichte immer wieder Unheil ge-
bracht hat. Aber wir müssen diesen Weg 
gehen, im Interesse einer welto� enen 
Schweiz und der humanitären Tradition 
verp� ichtet.

Verlassen wir endlich die einseitige EU-Zu-
schauer-Tribüne, den Zentralismusglaube, 
verlassen wir endlich diese Zuschauer-De-
mokratie. Stehen wir zu unserer Identität, 
zu unserer Lebensgeschichte, zu unseren 
Einstellungen und Überzeugungen. All das 
eben, was jeden einzelnen von uns so ein-
zigartig macht. Jeder von uns ist einzigartig, 
geben Sie dieser Einzigartigkeit eine Stim-
me, nehmen Sie das Heft wieder selbst in 
die Hand und gehen Sie auf die Strasse.  

«Wir tragen nicht nur die Verantwortung 
für das, was wir tun, sondern auch für 
das, was wir nicht tun.» (Voltaire)

Für gute Lösungen braucht es viele Ideen. 
Und für viele Ideen braucht es Vielfalt und 
Konkurrenz. Wohin kämen wir, wenn wir 
alle gleich wären? Alles gleich schön, alles 
gleich gut, alles gleich wahr und alles gleich 
falsch – und dann geht es in diesem Sinn 
weiter: Alle gleich schuld, alle gleich fähig, 
und weil die Gleichmacherei bald ein Men-
schenrecht ist, muss der Schlechtergestellte 
besser gestellt werden und der Unfähige 
muss fähig erklärt werden, und die Starken 
müssen geschwächt werden. 

Wir wollen eine Schweiz mit Zukunft, 
und das heisst:
•  kleine, dezentrale politische wie wirtschaft-

liche Einheiten sorgen für Bürgernähe und 
Flexibilität

•  Wohlstand und Zukunft werden nicht 
erträumt und erschlichen, sie werden er-
arbeitet

•  Respekt vor der Privatsphäre statt Polizei-
staat und Fichen

•  der Bürger kontrolliert Regierung und Ver-
waltung und nicht umgekehrt

•  Beteiligung der Bürger am Wohlstand ohne 
gigantische Umverteilungen

•  Weltoff enheit statt Eurozentrismus, sowohl 
wirtschaftlich wie politisch

•  es herrscht die Erkenntnis wieder vor, dass 
das politische System die Schweizer Wirt-
schaft zur Blüte gebracht hat und nicht 
umgekehrt

•  zurück zur Einfachheit und Nüchternheit
•  der Bürger gibt seinem Denken wieder 

eine Stimme

«Die Schweiz und 
eine EU, die keiner 
braucht»
Prof. Dr. Norbert Geng
Professor für Unternehmensrecht, Mitglied 
des Bundesvorstandes der Partei der Ver-
nunft, www.parteidervernunft.de

Für die Einladung hierher nach Bern danke 
ich dem Vorstand der AUNS, vertreten durch 
Herrn Nationalrat Dr. Schwander, ganz herz-
lich.

Der Titel meines Vortrags ist mir eingefallen, 
als ich mir in einer ruhigen Minute einmal 
die Bundesverfassung der Schweizerischen 
Eidgenossenschaft angeschaut habe. Als 
Nicht-Schweizer ist man überrascht, dass 
Bern nicht Hauptstadt der Schweiz ist, son-
dern (nur) der Sitz des Bundesrats und eini-
ger Bundesbehörden. Ein Staatswesen ohne 
Hauptstadt im herkömmlichen staatsrecht-
lichen Sinn könnte man als Marotte eines 

eigensinnigen Kleinstaates abtun. Aber das 
ist es ganz und gar nicht. Die Entscheidung 
der Schweiz gegen eine Hauptstadt wurzelt 
in einem traditionellen Misstrauen gegen-
über jeder Form von Zentralismus und das 
zu Recht. 

Nach der Präambel der Schweizer Verfas-
sung ist der Bund das Resultat eines Wil-
lensentschlusses der Kantone und des 
Volks. Diese haben sich einen Bundesstaat 
gegeben mit klaren Aufgaben. Zunächst 
einmal sind die Kantone und die Gemein-
den zuständig, Ausnahme ist die Zuständig-
keit des Bunds. Dezentralität geht also vor 
Zentralismus. Zusammen mit einer starken 
direkten Demokratie macht dies den Kern 
Schweizer Verfassungswirklichkeit aus. Man 
kann die Schweiz zu diesem Modell nur be-
glückwünschen.
In der EU sieht das grundlegend anders 
aus. Sie ist in vielem ein Gegenentwurf zur 
Schweiz. Die EU setzt auf Zentralisierung bis 
in die intimsten Lebensbereiche. In Brüsseler 
Hinterzimmern werden fernab demokra-
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tischer Legitimation «Projekte» ersonnen, 
die dann in den Mitgliedsstaaten umzuset-
zen sind. Von diesem System pro� tiert die 
nationale Exekutive, die in diesem Prozess 
ein enormes Übergewicht hat. Über Brüssel 
hebelt die Exekutive die nationale Gewal-
tenteilung aus und degradiert das Parla-
ment zu Hause zu einem Erfüllungsgehilfen 
europäischer Politik.

Die Europäische Union war von Anfang 
an ein Projekt der politischen Eliten und 
Bürokraten. Bevor man von einer Europäi-
schen Union reden kann, sollte erst einmal 
geklärt werden, was Europa überhaupt ist. 
Eine allgemein akzeptierte De� nition Euro-
pas scheitert schon daran, dass man sich 
nicht einmal auf die geogra� schen Gren-
zen einigen kann. Reicht Europa bis zum 
Ural, gehört vielleicht auch der nördliche 
Kaukasus dazu? Wie willkürlich der Begri�  
«Europa» ausgedehnt wird, zeigt sich am 
Beispiel der Türkei. Sie soll Teil Europas sein 
und damit der EU beitreten, obwohl die Ge-
meinsamkeiten mit dem Rest Europas nicht 
gerade sehr gross sind. 

Um dem Problem der geogra� schen Fest-
legung aus dem Weg zu gehen, wird Euro-
pa kurzerhand zur Idee erklärt. Europa sei 
kein Ort, sondern eine Vorstellung, so etwa 
Bernard-Henry Lévy. 

Die Vorstellung von Europa ist mittlerweile 
für das politische Establishment zu einer 
� xen Idee geworden, zu einer Besessen-

nicht gleichzusetzen mit Europa, sondern 
sie ist ein politisches Projekt, das auf Voraus-
setzungen basiert, die es nicht gibt. Das wird 
klar, wenn man Art. 10 Abs. 4 des Vertrags 
von Lissabon liest: 
«Politische Parteien auf europäischer Ebe-
ne tragen zur Herausbildung eines euro-
päischen politischen Bewusstseins… der 
Union bei.»
Das heisst also, dass wir, um nach Europa 
zu gelangen, zunächst einmal unser Be-
wusstsein ändern müssen. Wir müssen – 
angeleitet durch die politischen Parteien 
– unsere Einstellung zu Europa modi� zieren, 
um mental endlich dahin zu gelangen, wo 
die Politiker schon längst sind. Die Parteien 
haben den Auftrag, in unser Gehirn oder 
vielleicht unser Unterbewusstsein einzu-
dringen und uns die Notwendigkeit der EU 
einzutrichtern. Ein tre� enderer Begri�  für 
Bewusstseinsbildung wäre Gehirnwäsche 
oder Umerziehung. Diese Bestimmung im 
Lissaboner Vertrag erinnert mich an die Ver-
fassungen der früheren kommunistischen 
Staaten. Dort war auch ständig die Rede 
von Bewusstseinsbildung unter Anleitung 
der Partei.

Teilweise wird von den Eurokraten argu-
mentiert, Europa sei eine Wertegemein-
schaft. Warum müssen denn Staaten, deren 
Bevölkerungen im Wesentlichen denselben 
Wertvorstellungen folgen, zu einem Über-
staat zusammengefasst werden? 

Auch das Argument «Nie wieder Krieg in Eu-

heit, die, um mit der deutschen Kanzlerin 
zu sprechen, alternativlos sein soll. Statt 
von einer Idee zu reden, könnte man das 
Ganze auch als Hirngespinst bezeichnen. 
Viele Politiker reden nicht nur von einer Idee, 
sondern sogar von einer europäischen Vi-
sion. Der frühere deutsche Bundeskanzler 
Schmidt hat einmal gesagt, dass Politiker, 
die Visionen hätten, besser zum Psychiater 
gehen sollten. Trotz dieser Einsicht hat er 
sich vehement für die Vision einer gemein-
samen europäischen Währung eingesetzt 
– mit den heute zu erlebenden visionären 
Ergebnissen. Europa verursacht  bei mir kei-
ne Visionen – das hat es noch nie – sondern 
mittlerweile handfeste Albträume.

Europa hat es in der Geschichte als poli-
tische oder staatliche Einheit nie gege-
ben. Ich masse mir nicht an, Europa zu 
de� nieren. Aber einer Sache bin ich mir 
sicher: Europa ist nicht die EU. Natürlich 
versuchen die Eurokraten, das Urheberrecht 
an Europa für sich zu beanspruchen. Sie 
massen sich die Deutungshoheit darüber 
an, was Europa ist und vor allem wie es zu 
sein hat. Jeder, der dann gegen sie argu-
mentiert, ist dann per De� nition ein Anti-
europäer, ein Nationalist, ein geschichtsver-
gessener Idiot oder sogar ein Kriegstreiber. 
Er landet meist ganz schnell in der rechten 
Ecke und be� ndet sich automatisch im Ver-
teidigungsnotstand. 

Die erste wichtige Erkenntnis in jeder Dis-
kussion über Europa ist folgende: Die EU ist 
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biet und sah durch die Montanunion die 
Möglichkeit, den deutschen Ein� uss auf die 
Ressourcen zu kontrollieren und den Nach-
schub für die eigene Stahlindustrie zu si-
chern. Deutschland zahlte mit der Montan-
union den Preis für die Annäherung an die 
künftigen westlichen Verbündeten. Seitens 
der Politik wurde diese Vergemeinschaftung 
als europäisches Friedensprojekt gefeiert, 
und wer konnte kurz nach dem Zweiten 
Weltkrieg schon gegen den Frieden und 
damit gegen die Montanunion sein. 

Natürlich brauchte man für die Montan-
union Behörden die Hohe Behörde, die 
Gemeinsame Versammlung, der Beson-
dere Ministerrat und einen Gerichtshof. Es 
wurde ein Verwaltungsapparat mit vielen 
und teuren Mitarbeitern aufgebaut, der 
nichts anderes tat als zu verwalten. Durch 
die Tätigkeit dieser Behörden wurde keine 
zusätzlich Tonne Kohle gefördert oder Stahl 
produziert. 

ropa» taugt nicht als Rechtfertigung für eine 
EU. Der Versuch, in Europa Instabilität und 
Kriegsgefahr dadurch zu überwinden, dass 
man ein Kunstgebilde scha� t, hat schon 
im Fall der Sowjetunion nicht funktioniert. 
Auch eine jahrzehntelange Diktatur mit 
Panzern, Stra� agern und totalitärer Ideo-
logie hat nicht ausgereicht, um ein Ausei-
nanderfallen und kriegerische Auseinan-
dersetzungen unter den Nachfolgestaaten 
zu verhindern. Der Slogan von der EU als 
zweiter EUdSSR liegt da gar nicht so fern. 
Die EU trägt teilweise schon totalitäre Züge.

Was mit der Vision von Europa à la EU ge-
meint ist, lässt sich am besten anhand ihrer 
Anfänge erklären. Der Kern der heutigen 
Union entstand nach dem Zweiten Welt-
krieg mit der Montanunion, die nach franzö-
sischen Vorstellungen die Kontrolle über die 
kriegswichtigen Bereiche Kohle und Stahl 
sicherstellen sollte. Frankreich hatte ausser-
dem ein Interesse an einem Zugri�  auf die 
deutschen Kohlelagerstätten im Ruhrge-

reren Hundert Milliarden Euro. Noch heute 
kostet die unrentable Kohleförderung den 
deutschen Steuerzahler jährlich Milliarden 
von Euros. Jeder Arbeitsplatz wird mit mehr 
als 100000 Euro im Jahr subventioniert. Es 
wäre billiger, die Arbeiter bei vollem Gehalt 
nach Hause zu schicken. 
Das Einzige, was die Montanunion zustande 
gebracht hat, waren immense Bürokratie- 
und Subventionskosten. Dieser Befund ist 
symptomatisch für die Europäische Union. 
Egal ob Landwirtschaft, Energie oder Infra-
struktur: Die EU ist eine gigantische Maschi-
nerie zur Fehlallokation und Wohlstands-
vernichtung. Bürokratischer Wahnsinn mit 
Methode. 

Schon in den 50er-Jahren ging das Ziel in 
Richtung der Scha� ung dauerhafter euro-
päischer Institutionen und Behörden. Dage-
gen regte sich in Deutschland Widerstand 
auch in der Bundesregierung. Ein Teil der Re-
gierungsmitglieder hielt es für ausreichend, 
Vereinbarungen über eine Freihandelsge-
meinschaft zu tre� en ohne institutionellen 
Überbau. Diese Ansicht hat sich leider nicht 
durchgesetzt.

Die weitere Entwicklung bis zur heutigen 
Union verlief nach dem Muster der Mon-
tanunion. Nachdem die Bürokratie mit 
Kohle und Stahl ihr erstes Betätigungsfeld 
gescha� en hatte, wuchs natürlich der Ap-
petit auf weitere europäische Heldenta-
ten. So wurde 1957 die EWG (Europäische 
Wirtschaftsgemeinschaft) gegründet, die 

Die Montanunion wird als die Geburtsstun-
de Europas gefeiert. Tatsächlich war sie die 
Geburtsstunde eines Monstrums.

Dieses erste europäische, besser franzö-
sisch-deutsche Projekt trug die typischen 
Züge politischer und bürokratischer Pro-
jekte. Nach dem Willen der Politiker war die 
Montanunion auf 50 Jahre, also bis 2002, 
vereinbart. Doch schon Mitte der 60er-Jahre 
hatte sich die Montanunion erledigt, da im 
Zuge der wirtschaftlichen Veränderungen 
deutsche Kohle und deutscher bzw. fran-
zösischer Stahl nicht mehr wettbewerbs-
fähig waren und beispielsweise die Kohle 
deutlich billiger importiert werden konnte. 
Zudem wurde Kohle nach und nach durch 
Öl substituiert. 

Natürlich überstieg es die beschränkte Vor-
stellungskraft der europäischen Visionäre, 
dass sich die Welt bereits innerhalb weniger 
Jahre ändern und die Montanunion auf dem 
Müllhaufen der Geschichte landen würde. 
Manche Politiker reagieren ja emp� ndlich 
darauf, wenn sich die Wirklichkeit nicht an 
ihre Programme und Befehle hält. 

Die Montanunion bestand trotz ihrem fakti-
schen Ende in den 60er-Jahren bis zum Jahr 
2002 – einschliesslich der dazugehörigen, 
nutzlosen Bürokratie und der Kosten. Sie be-
schäftigte sich dann mit der Subventionie-
rung der nicht mehr wettbewerbsfähigen 
Industrien und verursachte über die nächs-
ten Jahrzehnte Kosten in Höhe von meh-
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sind in einer neuen Welt, und da ist es klar: 
Wer grosse Bargeldbeträge abziehen will, 
der will sie vor den Steuerbehörden ver-
stecken», sagt Ackermann weiter.  Wie der 
Tagesanzeiger auch berichtet, wurde Urs 
Oberholzer, der Präsident der ZKB, an der 
Grenze zu Deutschland ge� lzt. «Wir wissen 
schon, wer Sie sind», hiess es an der deut-
schen Grenze.  

Es ist schon ein unglaublicher Vorgang: Eine 
Bank weigert sich also, das Geld an seinen 
Eigentümer zurückzugeben, weil dieser ge-
nerell verdächtig ist. Das sind Methoden, 
wie man sie aus Diktaturen kennt. Jeder ist 
verdächtig, solange er nicht seine Unschuld 
nachgewiesen hat. Und aus Angst vor Sank-
tionen wird im vorauseilenden Gehorsam 
Folge geleistet, um den Diktator nicht zu 
verärgern. Die Bildung des europäischen 
Bewusstseins – siehe Art. 10 des Lissaboner 
Vertrags – ist also bei dem Pressesprecher 
der Zürcher Kantonalbank bereits in vollem 
Gange.

Dieses Beispiel zeigt die hässliche Fratze 
der EU: Bist du nicht willig, so brauche ich 
Gewalt. Ich kann daher die Gemütslage der 
Schweizer Bürger sehr gut nachvollziehen, 
die bereits 1992 den Beitritt zur damaligen 
EWG abgelehnt haben. 

Warum wir die EU nicht brauchen, wird auch 
am Beispiel des Euro klar, der ja die Krönung 
der europäischen Einigung darstellen soll. Der 

1993 zur EG (Europäische Gemeinschaft) 
mutierte. 

Als Resultat ist die Schweiz heute umgeben 
von EU-Territorium und allein schon wegen 
der Infrastruktur auf das Wohlwollen ihrer 
EU-Nachbarn angewiesen. Sie ist dadurch 
natürlich erpressbar. Die Mitgliedstaaten der 
EU bilden ein Kartell, das der Schweiz fort-
laufend Bedingungen diktiert, die dann als 
bilaterale Übereinkommen verkauft werden. 
Dies führt zu einer zunehmenden Erosion 
der Souveränität und Freiheit der Schweiz. 
Wenn beispielsweise Schweizer Banken 
nicht die Kontodaten von EU-Steuer� ücht-
lingen herausrücken oder den Steuerein-
treiber für deutsche Finanzämter spielen, 
dann wird schon einmal mit der Infanterie 
gedroht. Oder man setzt den Geheimdienst 
ein, um Bankangestellte zu Straftaten an-
zustiften oder macht sich zumindest die 
Ergebnisse dieser Straftaten zunutze. Der 
Schweizer Rechtsstaat kann dann fast nicht 
anders als zu kapitulieren, will er sich nicht 
den Zorn Brüssels und seiner Satelliten zu-
ziehen.

Welche Blüten diese Politik und dieses (Un-)
Rechtsverständnis treiben, kann man an der 
Ankündigung der Zürcher Kantonalbank 
erkennen, die vor kurzem kundgetan hat, 
keine grösseren Bargeldbeträge mehr an 
Ausländer auszuzahlen. «Wir zahlen Auslän-
dern keine grösseren Mengen Bargeld mehr 
aus», sagte Urs Ackermann, Pressesprecher 
bei der Zürcher Kantonalbank (ZKB). «Wir 

nämlich Instabilität statt Stabilität. Durch 
den Rettungsschirm, an dem sich Deutsch-
land mit mehr als 200 Milliarden  Euro betei-
ligt, wollen die europäischen Visionäre die 
Probleme beseitigen, die sie selbst durch 
die Einführung des Euros verursacht haben. 
Die deutsche Regierung hat die Steuerein-
nahmen künftiger Generationen verpfändet 
zugunsten Griechenlands, Irlands und der 
anderen Pleitekandidaten. Ihnen als Schwei-
zer kommt es wahrscheinlich unwirklich vor, 
dass das deutsche Volk weder über den 
Vertrag von Lissabon noch über die Ein-
führung des Euros abstimmen durfte und 
dass unser nationales Parlament – der Bun-
destag in Berlin – die Beschlüsse in Brüssel 
im Wesentlichen nur noch abnicken konnte. 
Der deutsche Bundestag ist kein Parlament 
mehr, sondern so etwas wie die ehemalige 
Volkskammer der DDR: ein pseudodemokra-
tisches Feigenblatt, das die Entscheidungen 
der Moskauer Zentrale auszuführen hatte.

Da nun jedem die Aussichtslosigkeit des 
Euros klar wird, reagieren Brüssel und Merkel 
mit dem Argument, Europa brauche eine 
Wirtschaftsregierung. Die Union müsse auf 
wirtschafts- und � nanzpolitischem Gebiet 
unbedingt weiter vertieft werden, dann 
würden die europäischen Heilsversprechen 
schon wahr werden. Das erinnert mich fatal 
an die Propaganda der ehemaligen SED-
Führung, die behauptete, die wirtschaftli-
chen Probleme der DDR seien auf zu wenig 
Sozialismus zurückzuführen. Man müsse 
den glorreichen Weg zum Sozialismus nur 

Euro war von Anfang an ein politisches Projekt, 
d. h. ein Projekt gegen jede wirtschaftliche und 
� nanzpolitische Vernunft. Aus französischer 
Sicht diente der Euro dazu, die als störend 
empfundene Hegemonie der Mark zu beenden 
und sie nach dem Prinzip der Montanunion 
zu vergemeinschaften. Irgendein französischer 
Minister hat die Deutsche Mark einmal als Nu-
klearwa� e der Deutschen bezeichnet. 

Das Projekt Euro war von französischer Seite 
der Versuch, den wirtschaftlichen Abstand 
zu Deutschland dadurch zu verkleinern, 
dass man die im Vergleich zur eigenen 
Währung erfolgreichere Mark abscha� te. 
Zumindest trägt der Euro dazu bei, die wirt-
schaftlichen Unterschiede zu verschleiern, 
die in den Wechselkursen ihren Ausdruck 
� nden. Die «grande nation» muss sich seit-
dem nicht mehr für Abwertungen des Franc 
gegenüber der Mark schämen. 

Die deutsche Regierung erkaufte sich mit 
dem Euro die Zustimmung Frankreichs 
zur Wiedervereinigung. Auch hier sehen 
wir wieder das Prinzip Montanunion. Poli-
tischer Kuhhandel geht vor Vernunft. Auf 
dem Altar des Euro werden seitdem Sta-
bilität und Wohlstand geopfert. Durch den 
Euro wurden und werden hemmungslose 
Schuldenmacher belohnt und geradezu 
aufgefordert, � nanzielle Misswirtschaft zu 
betreiben. Die jetzige Eurokrise ist die not-
wendige Folge dieses politischen Irrsinns 
und bewirkt genau das Gegenteil dessen, 
was uns die Politiker versprochen haben, 
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besser machen will, muss man die Alter-
native bekämpfen und die Unterschiede 
im grossen europäischen Einheitsbrei ver-
kochen. Die Schweiz ginge dann in einem 
grossen Europa auf und wäre als Störfak-
tor vom Tisch. Die neutrale Schweiz würde 
dann zu einer neutralisierten.

Die Eidgenossenschaft braucht die EU weder 
in Sachen Demokratie noch in Sachen Rechts-
staat. Schaut man sich die wirtschaftlichen 
Daten an, so braucht die Schweiz auch hier 
keinen Vergleich zu scheuen. Die EU ist ein 
Verein von Bankrottkandidaten, sie leidet an 
chronisch hoher Arbeitslosigkeit und die Sozi-
alversicherungssysteme sind so gut wie pleite. 

Die Schweiz hat es zum Beispiel gescha� t, 
seit den 90er -Jahren die Schulden des Bun-
des kontinuierlich zu senken. Die Schulden-
quote liegt bei knapp über 40 % – und das 
bei einer Steuerbelastung ihrer Bürger, die 
im EU-Vergleich ihresgleichen sucht. Von Ar-
beitslosigkeit zu reden, ist über� üssig, und 
die sozialen Sicherungssysteme der Schweiz 
sind deutlich solider � nanziert als die der 
EU-Staaten.

Ein weiterer fataler Aspekt der EU ist die 
Gleichmacherei. Unter dem Vorwand, die 
Menschen in Europa hätten einen Anspruch 
auf gleiche Lebensverhältnisse, macht Brüs-
sel Vorgaben über die korrekte Krümmung 
der Bananen oder des richtigen Abstands 
der Löcher in Ledergürteln. Zugegeben, dies 
sind lächerliche Auswüchse eines Regulie-

konsequent weiter beschreiten, dann werde 
das kommunistische Paradies nicht länger 
auf sich warten lassen. Noch kurz vor dem 
Mauerfall äusserte DDR-Staatschef Hone-
cker anlässlich des 40-jährigen Bestehens 
des DDR-Staates: «Den Sozialismus in sei-
nem Lauf hält weder Ochs noch Esel auf». 
Nicht lange nach dieser Aussage war er auf 
der Flucht nach Moskau.

Merkel behauptet in diesen Tagen ständig, 
der Euro sei unser (deutsches) Schicksal. In 
Wahrheit ist der Euro eine Falle, die gerade 
zuschnappt und aus der die europäischen 
und damit meistens die deutschen Netto-
steuerzahler nicht mehr herauskommen 
werden. So etwas nennt man Sklaverei. Ich 
habe diese Sklaverei satt.

Mit dem Euro sind die Probleme eines Lan-
des plötzlich die Probleme der anderen, d. h. 
der Nettozahler; und es entsteht die Gefahr 
eines � nanzpolitischen Flächenbrands. Mer-
kel hat mit der Transferunion mehrfach die 
deutsche Verfassung gebrochen. Dass sie 
es mit der Verfassung nicht so ernst meint, 
wenn sie ihrer Politik im Weg steht, stellt sie 
täglich unter Beweis. 

Der Druck, den die EU gegenüber der 
Schweiz aufbaut, lässt sich – so meine Ver-
mutung – vor allem auch damit begründen, 
dass die Schweiz in den Augen der Brüsseler 
Bürokraten ein permanenter Störfaktor ist. 
Sie zeigt der EU, wie es anders und besser 
geht. Da man es aber nicht anders und nicht 

und ca. 80 Prozent des nationalen Rechts 
werden mittlerweile aus Brüssel vorgege-
ben und vorformuliert. Die nationalen Parla-
mente können nur noch vollziehen, werden 
also zu Ausführungsorganen degradiert. 
Das sogenannte Europäische Parlament ist 
weder europäisch noch ein Parlament. Euro-
päisch ist es nicht, weil es Europa nicht gibt. 
Und ein Parlament ist es nicht, weil es die 
Exekutive nicht wirksam kontrollieren kann 
und will. Es ist ein Spielball der nationalen 
Regierungen und der Kommission, in der 
hinter verschlossenen Türen zusammen mit 
schlagkräftigen Lobbys geschachert und 
gekungelt wird.

Eine direkte Demokratie, die die Exekutive 
und das Parlament korrigieren könnte, gibt 
es nicht. Laut Vertrag von Lissabon sieht die 
direkte Demokratie in Europa folgendermas-
sen aus (Art. 11 Abs. 4): 
«Unionsbürgerinnen und Unionsbürger, 
deren Anzahl mindestens eine Million be-
tragen und bei denen es sich um Staats-
angehörige einer erheblichen Anzahl von 
Mitgliedstaaten handeln muss, können die 
Initiative ergreifen und die Europäische 
Kommission au� ordern, im Rahmen ihrer 
Befugnisse geeignete Vorschläge zu The-
men zu unterbreiten, zu denen es nach 
Ansicht jener Bürgerinnen und Bürger ei-
nes Rechtsakts der Union bedarf, um die 
Verträge umzusetzen.»

Dies ist absurd und hat mit direkter Demo-
kratie nichts zu tun. Die Hürden für eine 

rungswahns, die man gerne als Anekdoten 
zum Besten gibt. Aber dahinter verbirgt sich 
ein ernstes Problem. Ausgehend von der so-
zialistischen Überzeugung, dass ungleiche 
Lebensverhältnisse per se ungerecht sind, 
müssen diese eingeebnet werden. Es darf 
nicht sein, dass es den Menschen in Europa 
unterschiedlich gut geht. Erst dann, wenn 
es allen gleich schlecht geht, haben wir 
ein Höchstmass an Gerechtigkeit erreicht. 
Das gilt selbst dann, wenn hinterher alle 
schlechter dran sind und wenn es vorher 
auf deutlich höherem Niveau den Leuten 
unterschiedlich gut ging, aber eben nicht 
gleich gut.

Auf wirtschaftlichem Gebiet ist die EU nichts 
weiter als eine gigantische Subventionsma-
schinerie. Brüssel setzt den EU-Haushalt im 
Wesentlichen dazu ein, die Lobbygruppen 
zufriedenzustellen, die sich am Brüsseler 
Hof Gehör verscha� en. Schätzungsweise 
mehr als 25000 Lobbyisten, die von den 
unterschiedlichsten Interessengruppen 
bezahlt werden, verbringen den Tag mit 
nichts anderem als damit, Ein� uss auf die 
Kommission und andere Organe der EU zu 
nehmen, um Privilegien und Subventionen 
durchzusetzen. So werden im Vorfeld der 
Entscheidungen und in der Dunkelzone 
politischer Schattenwirtschaft die Weichen 
gestellt. Das dumme Stimmvolk bleibt aus-
sen vor und darf dann hinterher bezahlen.

Die EU ist zutiefst demokratiefeindlich. Brüs-
sel koordiniert die meisten Politikbereiche 
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sern! Um meinen Mund aufzumachen, 
brauche ich nicht die Genehmigung 
Brüssels.
Die wenigsten werden wissen, wie der Ver-
trag von Lissabon zustande gekommen ist. 
Es gibt dazu einen Bericht einer englischen 
Abgeordneten, Gisela Stuart, in der Sunday 
Times vom 7. Dezember 2003. Sie ist ge-
bürtige Deutsche, lebt seit Jahrzehnten im 
Vereinigten Königreich und ist Abgeordnete 
der Labour-Partei im britischen Unterhaus. 
In dieser Eigenschaft wurde sie von der 
englischen Regierung als Mitglied in die 
Kommission nach Brüssel geschickt, die eine 
Europäische Verfassung erarbeiten sollte. 

Den Vorsitz der Kommission hatte ein 
«grosser Europäer», der frühere französi-
sche Staatspräsident Giscard d´Estaing. 
Frau Stuart berichtet, dass die Arbeit dieser 
Verfassungskommission darin bestand, dass 
man den 13 Mitgliedern einen Entwurf der 
Verfassung in einem verschlossenen brau-
nen Umschlag überreichte, den sie nicht 
mit nach Hause nehmen durften. Es wur-
de auch nicht gesagt, wer den Entwurf 
geschrieben hatte. Frau Stuart vermutet, 
dass es im Wesentlichen Giscard d´Estaing 
und Sir John Kerr, ein früherer hochrangi-
ger Mitarbeiter im britischen Aussenminis-
terium, waren. Die Kommissionsmitglieder 
konnten den Entwurf zur Kenntnis nehmen. 
Änderungswünsche wurden von Giscard 
d´Estaing nicht zugelassen. Während des 
Abendessens blieb den Kommissionsmit-
gliedern kaum Zeit, den Entwurf zu disku-

sogenannte Volksabstimmung sind so hoch, 
dass sie in der Praxis nicht erreichbar sind. 
Selbst wenn es gelingen würde, eine Million 
Bürger zu mobilisieren, wäre das Ergebnis 
eine Farce! Die Volksabstimmung hätte nur 
Au� orderungscharakter und die Kommissi-
on könnte sie einfach ignorieren. Rechtset-
zungsakte durch den obersten Souverän 
selbst und damit echte Volksabstimmungen 
und echte Demokratie sind also in der EU 
überhaupt nicht vorgesehen. Dies o� en-
bart das abgrundtiefe Misstrauen Brüssels 
und auch der nationalen Regierungen ge-
genüber dem eigenen Stimmvolk. In Art. 
10 Abs. 3 des Vertrags von Lissabon wird 
dann scheinheilig betont: «Alle Bürgerinnen 
und Bürger haben das Recht, am demokra-
tischen Leben der Union teilzunehmen.»

Welches demokratische Leben, frage ich 
mich da. Etwa die Wahl von Abgeordneten 
zum Europaparlament als Wurmfortsatz der 
Brüsseler Bürokratie?
Unglaublich ist in diesem Zusammenhang 
noch die Aussage in Art. 11 Abs. 1 des Ver-
trags von Lissabon:
«Die Organe geben den Bürgerinnen und 
Bürgern und den repräsentativen Verbän-
den in geeigneter Weise die Möglichkeit, 
ihre Ansichten in allen Bereichen des Han-
delns der Union ö� entlich bekannt zu ge-
ben und auszutauschen.»

Welch eine Gunst, die Brüssel den Bür-
gern hier gewährt! Sie dürfen doch tat-
sächlich ihre Ansichten ö� entlich äus-

Ich habe die Befürchtung, dass die Schweiz 
irgendwann einmal dem massiven Druck 
aus Brüssel nicht mehr standhalten kann 
und immer europäischer wird, d. h. ein ni-
velliertes Mitglied unter vielen anderen. Dies 
wäre ein enormer Verlust für Europa und 
die Werte, die Europa ausmachen, nämlich 
Freiheit, Rechtsstaat und Demokratie. Ich 
habe die Freiheit an erster Stelle genannt, 
und das mit gutem Grund. Ohne Freiheit 
ist alles nichts. 

Die Schweiz muss deshalb nicht europäi-
scher werden, sondern Europa schweizeri-
scher. Die Schweiz hat lange vor der EU das 
bessere Europa verkörpert und wird dies 
ho� entlich noch lange nach der EU tun.

Ich wünsche der AUNS und der Schweiz 
weiterhin viel Erfolg.

tieren. Ein paar Tage nach der Übergabe 
des braunen Umschlags wurde der Entwurf 
der Verfassung der Ö� entlichkeit präsentiert 
und zwar als Ergebnis der harten Arbeit der 
Kommission.
Als in den folgenden Monate Kritik am Ver-
fassungsentwurf aufkam, einigte man sich 
im Präsidium der Verfassungskommission 
auf verschiedene Kompromissformeln. Als 
sich daraufhin einige Kommissionsmit-
glieder weigern wollten, den geänderten 
Entwurf zu akzeptieren, warnte Giscard 
d´Estaing sie vor den furchtbaren Folgen, 
die es haben würde, wenn sie jetzt den Ent-
wurf zu Fall bringen würden. Bei anderer 
Gelegenheit sagte d´Estaing: «Sie müssen 
das tun. Dann werden die Einwohner Denk-
mäler von Ihnen in den Dörfern errichten, 
aus denen Sie kommen.»

So lief also die Geburt der Verfassung für 
Europa ab. Wie schon erwähnt, durften die 
Deutschen nicht über diese Verfassung ab-
stimmen, die dann in Vertrag von Lissabon 
umbenannt wurde. Wo kämen wir denn da 
hin, wenn der deutsche Wähler, dessen eu-
ropäisches Bewusstsein noch nicht genug 
entwickelt ist, über etwas so Wichtiges ab-
stimmen dürfte.  

Zum Abschluss meines Vortrags möchte ich 
Ihnen ein Angebot machen: 
Lassen Sie uns, d. h. die AUNS und die Partei 
der Vernunft, die Vorteile der Schweiz o� en-
siver kommunizieren und so die Nutzlosig-
keit und Gefährlichkeit der EU o� enlegen. 
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•  Sie sind gerne unabhängig 
und eigenständig?

•  Sie geniessen die Freiheit, 
die Sie in der Schweiz haben?

•  Sie haben eine eigene Meinung, halten 
diese nicht zurück und wissen, 
was Eigenverantwortung heisst?

Es gibt Kräfte in der Schweiz, die diese Werte 
wenig schätzen – Werte wie Freiheit und Eigen-
ständigkeit. Es gibt Kräfte, die alles der EU über-
lassen möchten. Damit wir Schweizerinnen 
und Schweizer abhängig werden und unsere 
Selbstbestimmung verlieren. Sie behaupten, 
der EU-Beitritt sei unumgänglich.

Dagegen kämpfen wir, die überparteiliche 
Aktion für eine unabhängige und neutrale 
Schweiz AUNS. Freiheit und Eigenständigkeit 

für die Schweiz sind zu hohe Werte, als dass wir 
sie leichtfertig abgeben können.

Seit 1986 setzt sich die AUNS für Unabhängig-
keit, direkte Demokratie und Neutralität der 
Schweiz ein.

•  Die AUNS ist ein unabhängiger Verein. 

•  Die AUNS ist keine politische Partei. Ihr 
gehören Bürgerinnen und Bürger aus allen 
politischen Richtungen an. 

•  Die AUNS-Mitglieder stammen aus allen 
Landesteilen.

•  Die AUNS fi nanziert ihre Tätigkeit mit Jahres-
beiträgen und Spenden.

Eine überparteiliche Bewegung 
braucht Sie.

✂✂
Werden Sie Mitglied bei der überparteilichen 
Aktion für eine unabhängige und neutrale Schweiz (AUNS)

❑ Mitglied (❑ Ehepaar), ❑ Gönner oder ❑ Sympathisant.
Jahresbeiträge: Mitglieder 35 Fr. (Ehepaare 50 Fr.), Gönner 100 Fr., Sympathisanten nach freiem Ermessen

❑ Senden Sie mir ausführliche Informationen über die AUNS. 

Name/Vorname

Adresse

PLZ/Ort

Datum/Unterschrift

Einsenden an:
AUNS, Postfach 669, 3000 Bern 31, Tel. 031 356 27 27
E-Mail: auns@auns.ch, Internet: www.auns.ch

 AUNS
ASIN
  ASNI  ASNI  ASNI

Ein freies Volk sein.


